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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Beteiligung der Arbeitnehmer am Produktiv- 
vermögen und zur Verbesserung der Kapitalstruktur 
der Wirtschaft, insbesondere des Mittelstandes 
(Beteiligungslohngesetz — BLG) 

(Antrag der Fraktion der CDU/CSU) 

A. Problem 

Die bisherigen Maßnahmen zur Förderung der Vermögensbil- 
dung, insbesondere die Prämien- und Vermögensbildungs- 
gesetze, haben den Arbeitnehmern zwar eine beachtliche Stei- 
gerung ihrer Ersparnisbildung ermöglicht. Jedoch sind diese 
gesetzlichen Möglichkeiten nicht genug genutzt worden, um die 
zwei wesentlichen Ziele einer in die Soziale Marktwirtschaft 
eingebetteten Vermögenspolitik zu verwirklichen, nämlich 

— erstens, allen Schichten der Bevölkerung die Bildung von 
Vermögen zu ermöglichen, 

— und zweitens, die unselbständig Tätigen nicht nur an der 
Geldersparnis, sondern auch am Produktivvermögen in der 
Wirtschaft zu beteiligen. 

B. Lösung 

Die bestehenden Ungleichgewichte in der Verteilung des Pro- 
duktivvermögens können dadurch abgebaut werden, daß auch 
die unselbständig Tätigen am Zuwachs des Produktivvermögens 
beteiligt werden und dadurch am Ertrags- und Wertzuwachs der 
expandierenden Wirtschaft teilhaben. 

Der vorliegende Entwurf sieht deshalb einen gesetzlichen Be- 
teiligungslohn vor, d. h. ausnahmslos alle unselbständig Be- 
schäftigten erhalten Vermögens wirksame Leistungen, die zweck- 
gebunden in Beteiligungswerten anzulegen sind. Diese Leistun- 
gen können auch auf Tarifverträgen, Betriebsvereinbarungen 
oder Einzelverträgen beruhen. Eine Anlage dieser vermögens- 
wirksamen Leistungen in Beteiligungswerten ist unverzichtbar; 
dadurch wird ein wesentlicher Beitrag zur Sicherung von Voll- 
beschäftigung, Wirtschaftswachstum und Preisstabilität geleistet 
und außerdem dazu beigetragen, die Finanzstruktur der Unter- 
nehmen zu verbessern. 
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Für die vermögenswirksamen Leistungen wird den Arbeitneh- 
mern eine einheitliche Vermögensbildungszulage gewährt. Das 
System der Vermögensbildungszulage wird — anstelle der bis- 
herigen Befreiung von Steuern und Sozialabgaben — auch in 
das Zweite Vermögensbildungsgesetz übernommen, das im 
übrigen unberührt bleibt. 

Mittel- und Kleinbetriebe erhalten für die gesamten von ihnen 
aufgebrachten vermögenswirksamen Leistungen steuerliche 
Vergünstigungen. Selbständige bis zu einem bestimmten Jah- 
reseinkommen werden in diesem Gesetzentwurf erstmals in die 
Förderung der Vermögensbildung einbezogen und erhalten die- 
selben Vergünstigungen wie Arbeitnehmer. 

Durch eine Reihe unterstützender Maßnahmen wird das Betei- 
ligungslohngesetz zu einem praktikablen und sofort wirksamen 
vermögenspolitischen Instrument ausgebaut und dadurch zu 
einem in sich geschlossenen und umfassenden Gesamtkonzept 
der Vermögensbildung abgerundet. 

Dabei handelt es sich insbesondere um folgenden Maßnahmen- 
katalog: 

1. Neuemissionen von Aktien, die an den begünstigten Per- 
sonenkreis verkauft werden, werden hinsichtlich der Divi- 
denden dem Fremdkapital steuerlich gleichgestellt. 

2. Für diese Neuemissionen wird die Gesellschaftsteuer ge- 
senkt. 

3. Es sind steuerliche Anreize für die breite Streuung bisher 
„eingefrorener" Aktienbestände und zur Verwendung der 
Veräußerungsgewinne in zukunftsorientierten Wachstums- 
investitionen vorgesehen. 

4. Jedem Unternehmen wird es unabhängig von seiner Rechts- 
form ermöglicht, seinen Arbeitnehmern Beteiligungswerte 
(nicht nur eigene Aktien und auch nicht nur Aktien) zu 
einem Vorzugskurs zu geben. 

5. Die aktienrechtlichen Bestimmungen für Kapitalerhöhungen 
werden erleichtert. 

C. Alternativen 

Keine, die gewährleistet, daß alle unselbständig Beschäftigten 
am Produktivvermögen in der Wirtschaft beteiligt werden. 

D. Kosten 

Der gesetzliche Beteiligungslohn bringt je Arbeitnehmer eine 
geringere Belastung als der von der Bundesregierung einge- 
brachte Entwurf eines Dritten Vermögensbildungsgesetzes 
(Bundestagsdrucksache VI/ 601). Eine Mehrbelastung ergibt sich 
nur dadurch, daß — anders als im Regierungsentwurf — alle 
Arbeitnehmer vermögenswirksame Leistungen erhalten. Das 
wiederum ist das Ziel des Gesetzes. 

Dem Kreislauf der Wirtschaft wird kein Eigenkapital entzogen. 
Für die Maßnahmen zur Verbreiterung des Angebotes an Be- 
teiligungswerten sind keine oder nur unbedeutende Steueraus- 
fälle anzusetzen. 
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Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Beteiligung der Arbeitnehmer am Produktivvermögen 
und zur Verbesserung der Kapitalstruktur der Wirtschaft, 
insbesondere des Mittelstandes 
(Beteiligungslohngesetz — BLG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Beteiligungslohn 

§ 1 

Grundsatz 

Die Beteiligung der Arbeitnehmer am Produktiv- 
vermögen der Wirtschaft wird durch vermögens- 
wirksame Leistungen der Arbeitgeber nach diesem 
Gesetz gefördert. 

§ 2 

Begünstigter Personenkreis 

(1) Arbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes sind 
Arbeiter und Angestellte einschließlich der zu ihrer 
Berufsausbildung Beschäftigten. Als Arbeitnehmer 
gelten auch die in Heimarbeit Beschäftigten. 

(2) Dieses Gesetz gilt nicht 

a) für vermögenswirksame Leistungen juristischer 
Personen an Mitglieder des Organs, das zur ge- 
setzlichen Vertretung der juristischen Person 
berufen ist, 

b) für vermögenswirksame Leistungen von Per- 
sonengesamtheiten an die durch Gesetz, Satzung 
oder Gesellschaftsvertrag zur Vertretung der 
Personengesamtheit berufenen Personen. 


(3) Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten ent- 
sprechend für Beamte, Richter, Berufssoldaten, Sol- 
daten auf Zeit sowie berufsmäßige Angehörige und 
Angehörige auf Zeit des Zivilschutzkorps. 

§ 3 

Anlagekatalog 

Vermögenswirksame Leistungen nach diesem Ge- 
setz sind Leistungen, die der Arbeitgeber für den 
Arbeitnehmer erbringt zum Erwerb von 

a) Aktien, Kuxen, Wandelschuldverschreibungen, 
Optionsanleihen, Optionsscheinen und Gewinn- 
schuldverschreibungen (Beteiligungswerte), die 
von Unternehmen mit Sitz in den Mitgliedstaaten 
in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft aus- 
gegeben werden, 

b) Beteiligungswerten am Kapital eines ausländi- 
schen Unternehmens, das zu demselben Konzern 
gehört, in dem der Arbeitnehmer beschäftigt ist, 
nach Maßgabe einer Rechtsverordnung der Bun- 
desregierung, die der Zustimmung des Bundes- 
rates bedarf, 

c) Anteilscheinen an einem Sondervermögen (In- 
vestmentzertifikate), die von Kapitalanlage- 
gesellschaften (Investmentfonds) im Sinne des 
Gesetzes über Kapitalanlagegesellschaften aus- 
gegeben werden. Das Sondervermögen darf nicht 
weniger als 60 vom Hundert Beteiligungswerte 
im Sinne von Buchstabe a und nicht mehr als 
30 vom Hundert sonstige ausländische Beteili- 
gungswerte enthalten, 
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d) Anteilscheinen an einem Sondervermögen, die 
von Kapitalbeteiligungsgesellschaften ausgege- 
ben werden, die sich an mittelständischen Unter- 
nehmen beteiligen, 

e) Beteiligungen am Kapital des Unternehmens, in 
dem der Arbeitnehmer beschäftigt ist, nach Maß- 
gabe einer Rechtsverordnung der Bundesregie- 
rung, die der Zustimmung des Bundesrates be- 
darf, 

f) Anteilen an einem Grundstückssondervermögen 
(Immobilienfonds) . 

§ 4 

Familienangehörige 

Die vermögenswirksamen Leistungen können 
auch erbracht werden 

a) zugunsten des Ehegatten des Arbeitnehmers, der 
mindestens seit Beginn des maßgebenden Ka- 
lenderjahres mit dem Arbeitnehmer verheiratet 
ist und von ihm nicht dauernd getrennt lebt, 

b) zugunsten der in § 32 Abs. 2 Ziff. 3 des Einkom- 
mensteuergesetzes bezeichneten Kinder, die zu 
Beginn des maßgebenden Kalenderjahres das 17. 
Lebensjahr noch nicht vollendet hatten oder die 
in diesem Kalenderjahr lebend geboren wurden, 

c) zugunsten der Eltern oder eines Elternteils des 
Arbeitnehmers, wenn der Arbeitnehmer als Kind 
die Voraussetzungen des Buchstaben b erfüllt. 

§ 5 

Wahl des Kreditinstituts und der Anlageform 

(1) Der Arbeitgeber hat für den Arbeitnehmer 
unmittelbar an das Kreditinstitut zu leisten, das der 
Arbeitnehmer bestimmt. Die vermögenswirksamen 
Leistungen sind gegenüber dem Kreditinstitut als 
solche zu kennzeichnen. Das Kreditinstitut erwirbt 
mit der überwiesenen Leistung für den Arbeitneh- 
mer das Wertpapier, das der Arbeitnehmer be- 
stimmt. Das Kreditinstitut nimmt das Wertpapier 
in Verwahrung. Ein Wechsel des Verwahrers ist 
zulässig. 

(2) Bei einer Anlage der vermögenswirksamen 
Leistung nach § 3 Buchstabe e kann durch Rechts- 
verordnung, die der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf, eine von Absatz 1 abweichende Regelung 
getroffen werden. 

§ 6 

Sperrfrist 

über das Wertpapier oder über die sonstige Ka- 
pitalbeteiligung kann während einer Sperrfrist von 
sechs Jahren nur zu dem Zweck verfügt werden, 
eine andere Anlageform der in § 3 bezeichneten 
Art zu wählen. Die Sperrfrist endet mit dem Ablauf 
des sechsten Kalenderjahres, das dem Kalenderjahr 
der Leistung folgt. Die Sperrfrist endet ferner, wenn 
der Arbeitnehmer oder sein von ihm nicht dauernd 
getrennt lebender Ehegatte innerhalb der Sperrfrist 
stirbt oder völlig erwerbsunfähig wird. 


§ 7 

Gesetzliche Leistung 

(1) Der Arbeitgeber hat für jeden Arbeitnehmer 
für jeden vollen Kalendermonat einen Betrag von 
20 Deutsche Mark als vermögenswirksame Leistung 
zu erbringen. Für jeden Arbeitnehmer, der weniger 
als die volle Arbeitszeit, aber mindestens die Hälfte 
der betriebsüblichen Arbeitszeit ableistet, ist ein 
Betrag von 10 Deutsche Mark für jeden vollen Ka- 
lendermonat zu erbringen. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Arbeitnehmer, deren 
Arbeitsverhältnis, ohne ein Probearbeitsverhältnis 
zu sein, für eine bestimmte Zeit von höchstens sechs 
Wochen begründet ist. Wird das Arbeitsverhältnis 
über die bestimmte Zeit fortgesetzt, so gilt Absatz 1 
vom Tage der Vereinbarung über die Fortsetzung 
an. 

§ 8 

Leistungen aufgrund von Tarifverträgen, Betriebs- 
vereinbarungen oder Einzelverträgen 

Die Verpflichtung nach § 7 Abs. 1 kann durch 
vermögenswirksame Leistungen aufgrund von Ta- 
rifverträgen, Betriebsvereinbarungen oder Einzel- 
verträgen zwischen Arbeitgebern und Arbeitneh- 
mern erfüllt werden. Die vermögenswirksamen Lei- 
stungen müssen den Vorschriften dieses Gesetzes 
entsprechen und mindestens die in § 7 Abs. 1 ge- 
nannte Höhe erreichen. 

§ 9 

Art des Anspruchs 

(1) Vermögenswirksame Leistungen sind arbeits- 
rechtlich Bestandteil des Lohns oder Gehalts. Der 
Anspruch auf die vermögenswirksame Leistung ist 
nicht übertragbar. 

(2) Der Anspruch des Arbeitnehmers gegen den 
Arbeitgeber auf die vermögenswirksame Leistung 
erlischt nicht, wenn der Arbeitnehmer statt der ver- 
mögenswirksamen Leistung eine andere Leistung, 
insbesondere eine Barleistung annimmt. Der Ar- 
beitnehmer ist nicht verpflichtet, die andere Lei- 
stung an den Arbeitgeber herauszugeben. 

§ 10 

V ermögensbildungszulage 

(1) Der Arbeitnehmer erhält eine Vermögens- 
bildungszulage in Höhe von 30 vom Hundert der 
vermögenswirksamen Leistung, soweit diese 360 
Deutsche Mark im Kalenderjahr nicht übersteigt. 

(2) Die Vermögensbildungszulage gilt weder als 
steuerpflichtiges Einkommen im Sinne des Einkom- 
mensteuergesetzes noch als Einkommen, Verdienst 
oder Entgelt (Arbeitsentgelt) im Sinne der Sozial- 
versicherung und des Arbeitsförderungsgesetzes; 
sie gilt arbeitsrechtlich nicht als Bestandteil des 
Lohns oder Gehalts. 


2 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/616 


(3) Der Arbeitgeber hat die Vermögensbildungs- 
zulage zusammen mit dem Arbeitsentgelt an den 
Arbeitnehmer auszuzahlen. In der für den Arbeit- 
nehmer bestimmten Abrechnung über das Arbeits- 
entgelt ist die Vermögensbildungszulage gesondert 
auszuweisen. 

(4) Auf Verlangen des Arbeitnehmers ist die Ver- 
mögensbildungszulage wie die vermögenswirksame 
Leistung anzulegen. Die Vermögensbildungszulage 
ist in diesem Falle vom Arbeitgeber zusammen mit 
der vermögenswirksamen Leistung an das Kredit- 
institut zu überweisen. Der Arbeitnehmer kann sein 
Verlangen schriftlich mit einer Frist von drei Mo- 
naten zum Jahresende widerrufen. 

(5) Die Vermögensbildungszulage wird mit der 
vom Arbeitgeber an das Finanzamt abzuführenden 
Lohnsteuer verrechnet und, soweit sie diese über- 
steigt, auf Antrag erstattet. 

§ 11 

Steuerliche Begünstigung für Arbeitgeber 

(1) Für Steuerpflichtige, die ihren Arbeitnehmern 
vermögenswirksame Leistungen nach diesem Gesetz 
erbringen, ermäßigt sich die Einkommensteuer oder 
Körperschaftsteuer für den Veranlagungszeitraum, 
in dem die Leistungen erbracht worden sind, um 30 
vom Hundert der Summe der vermögenswirksamen 
Leistungen, soweit sie 360 Deutsche Mark je Arbeit- 
nehmer im Kalenderjahr nicht überschreitet, höch- 
stens um insgesamt 3000 Deutsche Mark. Voraus- 
setzung für die Gewährung der Steuerermäßigung 
ist, daß der Steuerpflichtige oder die Gesellschaft am 
1. Oktober des Kalenderjahres, das dem Veran- 
lagungszeitraum vorausgegangen ist, insgesamt nicht 
mehr als 50 Arbeitnehmer beschäftigt hat. 

(2) Für Steuerpflichtige, die dem Arbeitnehmer 
eine höhere als die gesetzliche vermögenswirksame 
Leistung erbringen, ermäßigt sich die Einkommen- 
steuer oder Körperschaftsteuer für den Veranla- 
gungszeitraum, in dem die Leistung erbracht worden 
ist. Maßgebend für die Ermäßigung ist der die ge- 
setzliche Leistung übersteigende Betrag bis zu höch- 
stens 120 Deutsche Mark im Kalenderjahr (steuer- 
begünstigte zusätzliche Leistung). Die Ermäßigung 
beträgt für Steuerpflichtige, die am 1. Oktober des 
Kalenderjahres, das dem Veranlagungszeitraum 
vorangegangen ist, mehr als 50 Arbeitnehmer be- 
schäftigt haben, 10 vom Hundert der steuerbe- 
günstigten zusätzlichen Leistung. 

(3) Bei Ehegatten, die beide die Voraussetzungen 
nach Absatz 1 erfüllen, gilt die Steuerermäßigung für 
jeden Ehegatten gesondert. Wird der Gewinn nach 
einem vom Kalenderjahr abweichenden Wirtschafts- 
jahr ermittelt, so bemißt sich die Steuerermäßigung 
nach den vermögenswirksamen Leistungen in dem 
Wirtschaftsjahr, daß im Veranlagungszeitraum en- 
det. Für vermögenswirksame Leistungen, die eine 
offene Handelsgesellschaft, eine Kommanditgesell- 
schaft oder eine andere Gesellschaft, bei der die Ge- 
sellschafter als Unternehmer (Mitunternehmer) an- 
zusehen sind, ihren Arbeitnehmern erbringt, ermä- 
ßigt sich die Einkommensteuer oder Körperschaft- 


steuer für alle Gesellschafter zusammen um die Ver- 
günstigung nach Absatz 1 oder Absatz 2. Die Steuer- 
ermäßigung ist auf die einzelnen Gesellschafter nach 
dem Verhältnis ihrer Gewinnanteile in dem Wirt- 
schaftsjahr, das im Veranlagungszeitraum endet, 
aufzuteilen. 

(4) Besteht das Einkommen des Arbeitgebers ganz 
oder teilweise aus Einkünften aus nichtselbständiger 
Arbeit, von denen ein Steuerabzug vorgenommen 
worden ist, und liegen die Voraussetzungen des 
§ 46 Abs. 1 und 2 des Einkommensteuergesetzes 
nicht vor, so kann die Veranlagung zur Anwendung 
des Absatzes 1 oder 2 beantragt werden; § 46 Abs. 2 
Ziffer 8 Buchstabe a und Abs. 3 des Einkommen- 
steuergesetzes ist sinngemäß anzuwenden. 

§ 12 

Selbständige 

Für Selbständige in freien Berufen, selbständige 
Gewerbetreibende, selbständige Landwirte und 
mithelfende Familienangehörige, soweit sie nicht 
Arbeitnehmer sind, ermäßigt sich die Einkommen- 
steuerschuld, wenn ihr zu versteuernder Einkom- 
mensbetrag (§ 32 Abs. 1 EStG) 36 000 Deutsche Mark 
im Kalenderjahr nicht übersteigt und sie einen Be- 
trag bis zu 360 Deutsche Mark nach diesem Gesetz 
für sich vermögenswirksam anlegen. Die Steuer- 
ermäßigung beträgt 30 vom Hundert des angelegten 
Betrages für den Veranlagungszeitraum, in dem die 
Anlage getroffen wurde. Der Betrag kann auch im 
eigenen Betrieb angelegt werden. 

§ 13 

Erträge 

(1) Uber Erträge aus vermögenswirksamen Lei- 
stungen nach diesem Gesetz kann frei verfügt wer- 
den. 

(2) Die Erträge sind einkommensteuerfrei, soweit 
sie auf den Zeitraum der Sperrfrist entfallen. 

§ 14 

Verhältnis zum Spar-Prämiengesetz und zum 
Zweiten Vermögensbildungsgesetz 

(1) Vermögenswirksame Leistungen, die nach die- 
sem Gesetz erbracht werden, gelten als Sparbeiträge 
im Sinne des Spar-Prämiengesetzes. 

(2) Auf vermögenswirksame Leistungen, die nach 
Maßgabe dieses Gesetzes erbracht werden, ist das 
Zweite Vermögensbildungsgesetz nicht anzuwenden. 

§ 15 

Ermächtigungen 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
Vorschriften zu erlassen 

a) über die Auswahl des Kreditinstituts und der An- 
lageform, insbesondere für den Fall, daß der 
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Arbeitnehmer sein Wahlrecht innerhalb einer 
bestimmten Frist nicht ausübt, 

b) über das Überweisungsverfahren der vermögens- 
wirksamen Leistungen durch den Arbeitgeber, 

c) über die Eintragung der vermögenswirksamen 
Leistungen und der Vermögensbildungszulage im 
Lohnkonto und in steuerrechtlichen Bescheini- 
gungen, 

d) über die Behandlung vermögenswirksamer Lei- 
stungen durch das Kreditinstitut, 

e) über die Art und Weise, wie die Wertpapiere 
festzulegen sind, 

f) über den Wechsel der Anlageform innerhalb der 
Sperrfrist, 

g) über das Verfahren hinsichtlich der Vermögens- 
bildungszulage, 

h) über das Nähere der Gewährung der Vermögens- 
bildungszulage bei mehreren Dienstverhältnissen 
des Arbeitnehmers, 

i) über das Verfahren der steuerlichen Begünsti- 
gung der Arbeitgeber, 

k) über das Verfahren der Begünstigung bei Selb- 
ständigen. 

Artikel 2 
§ 1 

Änderung des Zweiten Vermögensbildungsgesetzes 

Das Zweite Vermögensbildungsgesetz wird wie 

folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird folgender Buchstabe c ein- 
gefügt: 

,,c) zugunsten der Eltern oder eines Eltern- 
teils des Arbeitnehmers, wenn der Ar- 
beitnehmer als Kind die Voraussetzungen 
des Buchstaben b erfüllt." 

b) In Absatz 3 erhalten die Sätze 2 und 3 fol- 
gende Fassung: 

„Dabei sind gegenüber dem Unternehmen 
oder Institut die vermögenswirksamen Lei- 
stungen zu kennzeichnen und die zulagebe- 
günstigten Beträge besonders auszuweisen. 
Das Unternehmen oder Institut hat ebenfalls 
die vermögenswirksamen Leistungen zu 
kennzeichnen und die zulagebegünstigten Be- 
träge besonders auszuweisen." 

2. § 12 erhält folgende Fassung: 

,§ 12 

(1) Der Arbeitnehmer erhält eine Vermö- 
gensbildungszulage in Höhe von 30 vom Hundert 
der vermögenswirksamen Leistungen nach die- 
sem Gesetz, soweit sie 312 Deutsche Mark im 
Kalenderjahr nicht übersteigen. Erhält der Ar- 
beitnehmer im Kalenderjahr einen Kinderfreibe- 
trag für drei oder mehr Kinder nach § 32 Abs. 2 


Ziff. 1 bis 3 des Einkommensteuergesetzes, so er- 
höht sich der Betrag von 312 Deutsche Mark um 
50 vom Hundert auf 468 Deutsche Mark. 

(2) Die Vermögensbildungszulage gilt weder 
als steuerpflichtiges Einkommen im Sinne des 
Einkommensteuergesetzes noch als Einkommen, 
Verdienst oder Entgelt (Arbeitsentgelt) im Sinne 
der Sozialversicherung und des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes; sie gilt arbeitsrechtlich nicht als 
Bestandteil des Lohns oder Gehalts. 

(3) Der Arbeitgeber hat die Vermögensbil- 
dungszulage zusammen mit dem Arbeitsentgelt 
an den Arbeitnehmer auszuzahlen. In der für den 
Arbeitnehmer bestimmten Abrechnung über das 
Arbeitsentgelt ist die Vermögensbildungszulage 
gesondert auszuweisen. 

(4) Auf Verlangen des Arbeitnehmers ist die 
Vermögensbildungszulage wie die vermögens- 
wirksame Leistung anzulegen. Die Vermögens- 
bildungszulage ist in diesem Falle vom Arbeit- 
geber zusammen mit der vermögenswirksamen 
Leistung an das Kreditinstitut zu überweisen. Der 
Arbeitnehmer kann sein Verlangen schriftlich 
mit einer Frist von drei Monaten zum Jahresende 
widerrufen. 

(5) Die Vermögensbildungszulage wird mit 
der vom Arbeitgeber an das Finanzamt abzufüh- 
renden Lohnsteuer verrechnet und, soweit sie 
diese übersteigt, auf Antrag erstattet." 

3. § 13 wird aufgehoben. 

4. § 16 erhält folgende Fassung: 

-5 16 

Die vorstehende Fassung dieses Gesetzes ist, 
soweit nichts anderes bestimmt ist, erstmals auf 
vermögenswirksame Leistungen anzuwenden, die 
nach dem 31. Dezember 1970 erbracht werden. 
Die Vorschrift des § 2 Abs. 2 Buchstabe c ist erst- 
mals auf vermögenswirksame Leistungen anzu- 
wenden, die nach dem 30. Juni 1969 erbracht 
werden." 

§ 2 

Die Verordnung zur Durchführung der lohnsteuer- 
lichen Vorschriften des Zweiten Vermögensbildungs- 
gesetzes vom 24. März 1966 (Bundesgesetzbl. I 

5. 189) wird aufgehoben. Sie ist aber auf Tatbe- 
stände, die vor dem Außerkrafttreten verwirklicht 
worden sind, auch über den 31. Dezember 1970 hin- 
aus anzuwenden. 

Artikel 3 

Änderung des Spar-Prämiengesetzes 

Das Spar-Prämiengesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 18. September 1969 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1682) wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Abs. 6 erhält der Satz 1 die folgende Fas- 
sung: 
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„Prämien für Sparbeiträge, die vermögenswirk- 
same Leistungen darstellen und für die der Prä- 
miensparer eine Vermögensbildungszulage nach 
§ 12 Abs. 1 des Zweiten Vermögensbildungs- 
gesetzes oder nach § 10 Abs. 1 des Beteiligungs- 
lohngesetzes erhält, werden auf den Höchstbe- 
trag (Absatz 2) nicht angerechnet. " 

2. § 8 Abs. 7 erhält folgende Fassung: 

„(7) Die Vorschrift des § 2 Abs. 6 ist erstmals 
auf Sparbeiträge anzuwenden, die nach dem In- 
krafttreten des Beteiligungsgesetzes geleistet 
werden." 


Artikel 4 

Änderung des Wohnungsbau-Prämiengesetzes 

Das Wohnungsbau-Prämiengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 18. September 1969 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1677) wird wie folgt geändert: 

1. § 3 Abs. 6 erhält folgende Fassung: 

„(6) Prämien für Aufwendungen, die vermö- 
genswirksame Leistungen darstellen und für die 
der Prämienberechtigte eine Vermögensbildungs- 
zulage nach § 12 Abs. 1 des Zweiten Vermö- 
gensbildungsgesetzes erhält, werden auf den 
Höchstbetrag (Absatz 2) nicht angerechnet. § 2 
Abs. 4 Nr. 1 ist in diesem Fall nicht anzuwen- 
den; das Gleiche gilt für den Fall, daß eine 
Prämie nach dem Spar-Prämiengesetz für ver- 
mögenswirksame Leistungen im Sinne des Be- 
teiligungslohngesetzes beantragt worden ist." 

2. § 10 Abs. 6 erhält folgende Fassung: 

„(6) Die Vorschrift des § 3 Abs. 6 ist erstmals 
auf Aufwendungen anzuwenden, die nach dem 
Inkrafttreten des Beteiligungslohngesetzes gelei- 
stet werden." 


Artikel 5 

Maßnahmen zur Verbreiterung des Angebotes 
an Beteiligungswerten 

§ 1 

Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 

Das Körperschaftsteuergesetz wird wie folgt ge- 
ändert und ergänzt: 

1. Der bisherige § 7 wird § 7 Abs. 1. 

2. § 7 wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„ (2) Berücksichtigungsfähige Ausschüttungen 
unbeschränkt steuerpflichtiger Aktiengesellschaf- 
ten, deren Aktien an einer inländischen Börse 
zum amtlichen Handel oder geregelten Frei- 
verkehr zugelassen sind, werden, soweit sie auf 
Erhöhungen des Grundkapitals in der Zeit vom 
Inkrafttreten des Beteiligungslohngesetzes bis 


zum Inkrafttreten der Steuerreform entfallen, 
bei der Ermittlung des Einkommens unberück- 
sichtigt gelassen, sofern die Anteile an Invest- 
mentfonds im Sinne von § 3 Buchstabe c des Be- 
teiligungslohngesetzes oder an natürliche Perso- 
nen veräußert werden, die sie nach dem Beteili- 
gungslohngesetz anlegen. Diese Vorschrift gilt 
nicht für Ausschüttungen, für die § 9 zur An- 
wendung kommt sowie für Ausschüttungen an 
beschränkt steuerpflichtige Personen, Körper- 
schaften, Personenvereinigungen und Vermö- 
gensmassen, die im Sinne von § 9 Abs. 1 an un- 
beschränkt steuerpflichtigen Kapitalgesellschaf- 
ten beteiligt sind." 

§2 

Änderung des Kapitalverkehrsteuergesetzes 

Das Kapitalverkehrsteuergesetz wird wie folgt 
geändert und ergänzt: 

In § 9 Abs. 2 des Kapitalverkehrsteuergesetzes 
wird folgende Nummer 3 angefügt: 

„3. beim Erwerb von Gesellschaftsrechten an einer 
inländischen Kapitalgesellschaft, sofern diese 
Anteile an Investmentfonds im Sinne von § 3 
Buchstabe c des Beteiligungslohngesetzes oder 
an natürliche Personen veräußert werden, die 
sie nach dem Beteiligungslohngesetz anlegen." 

§3 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

§ 6 b des Einkommensteuergesetzes wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 

1. In Absatz 1 wird folgende Ziffer 6 angefügt: 

„6. a) Anteilen und Krediten an Kapitalbetei- 
ligungsgesellschaften im Sinne des § 3 
Buchstabe d des Beteiligungslohngeset- 
zes, 

b) Krediten mit einer Laufzeit von minde- 
stens zehn Jahren zur Förderung von Zu- 
kunftsindustrien, zur Schaffung von Bil- 
dungs- und Forschungseinrichtungen, so- 
wie von Einrichtungen des Gesundheits- 
wesens, zur Förderung von Maßnahmen 
auf dem Gebiet der Städteerneuerung 
und zur Förderung anderer Infrastruk- 
turmaßnahmen nach Maßgabe einer 
Rechtsverordnung der Bundesregierung, 
die der Zustimmung des Bundesrates be- 
darf. 

Soweit der Gewinn bei der Veräußerung 
von Anteilen an Kapitalgesellschaften ent- 
standen ist, gilt Ziffer 6 nur, wenn diese 
Anteile an Investmentfonds im Sinne von 
§ 3 Buchstabe c des Beteiligungslohngeset- 
zes oder an natürliche Personen veräußert 
werden, die sie nach dem Beteiligungslohn- 
gesetz anlegen." 

2. In Absatz 3 Satz 2 werden die Worte „Ziff. 2 
bis 5" durch die Worte „Ziff. 2 bis 6" ersetzt. 
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3. In Absatz 3 wird nach Satz 3 folgender Satz 
eingefügt: 

„Im Fall des Absatzes 1 Satz 2 Ziff. 6 kann die 
Frist von zwei Jahren durch eine mit Zustim- 
mung des Bundesrates erlassene Rechtsverord- 
nung der Bundesregierung verlängert werden, 
die auch Bestimmungen über die Auflösung der 
Rücklage enthält." 

4. In Absatz 4 Satz 1 Ziff. 2 werden vor dem Semi- 
kolon folgende Worte eingefügt: 

„oder, soweit es sich um Anteile an Kapital- 
gesellschaften handelt, diese Anteile am 31. De- 
zember 1969 zum Betriebsvermögen einer inlän- 
dischen Betriebsstätte gehört haben". 


Artikel 6 

Beteiligung von Betriebsangehörigen 

Das Gesetz über steuerrechtliche Maßnahmen bei 
Erhöhung des Kennkapitals aus Gesellschaftsmitteln 
und bei Überlassung von eigenen Aktien an Arbeit- 
nehmer in der Fassung der Bekanntmachung vom 
10. Oktober 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 977) wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 

1. Im Titel des Gesetzes werden die Worte „von 

eigenen Aktien" ersetzt durch die Worte „von 

Beteiligungswerten" . 

2. § 8 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In der Überschrift werden die Worte „von 
eigenen Aktien" ersetzt durch die Worte „von 
Beteiligungswerten". 

b) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) überläßt ein Arbeitgeber seinen Ar- 
beitnehmern Wertpapiere im Sinne § 3 des 
Beteiligungslohngesetzes zu einem unter dem 
gemeinen Wert (Börsenkurs) liegenden Preis 
(Vorzugskurs), so gehört der Vorteil aus dem 
Kursunterschied nicht zu den Einkünften aus 
nichtselbständiger Tätigkeit, wenn und soweit 
der Kursunterschied die Hälfte des gemeinen 
Wertes oder 500 Deutsche Mark je Arbeitneh- 
mer und Kalenderjahr nicht übersteigt. Ge- 
meiner Wert ist bei den Wertpapieren, die 
zum amtlichen Handel an der Börse zugelas- 
sen oder die in geregeltem Freiverkehr ein- 
bezogen sind, der Börsenkurs. Maßgebend für 
die Ermittlung des Unterschiedsbetrages ist 
der gemeine Wert des Wertpapiers am Tag 
der Beschlußfassung." 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 4 und 
wird wie folgt geändert: 

aa) Die Worte „des Absatzes 1" werden er- 
setzt durch die Worte „der Absätze 1 
bis 3". 

bb) In Nummer 1 wird das Wort „Aktien" 
ersetzt durch das Wort „Wertpapiere". 

d) Folgende Absätze 2 und 3 werden eingefügt: 


„(2) Die Steuerbefreiung nach Absatz 1 
wird einem Arbeitnehmer nur dann gewährt, 
wenn er die Wertpapiere bei einem Kredit- 
institut festlegt und innerhalb einer Sperrfrist 
von sechs Jahren nicht veräußert. Die Fest- 
legungsfrist beginnt am 1. Januar, wenn die 
Wertpapiere vor dem 1. Juli, und am 1. Juli, 
wenn die Wertpapiere nach dem 30. Juni des 
betreffenden Kalenderjahres erworben wor- 
den sind. 

(3) Hebt der Arbeitnehmer die Festlegung 
auf, läßt er sich die Wertpapiere vor Ablauf 
der Festlegungsfrist aushändigen oder ver- 
äußert oder verpfändet er sie vorzeitig, so hat 
er den Vorteil nachzuversteuern. Das gilt 
nicht, wenn 

a) der Arbeitnehmer nach dem Erwerb, aber 
vor Eintritt eines dieser Tatbestände ge- 
heiratet hat und bei Eintritt dieses Tatbe- 
standes mindestens zwei Jahre seit Be- 
ginn der Festlegungsfrist vergangen sind, 
oder 

b) der Arbeitnehmer oder sein von ihm nicht 
dauernd getrennt lebender Ehegatte nach 
dem Erwerb gestorben oder völlig er- 
werbsunfähig geworden ist." 


Artikel 7 

Änderung des Aktiengesetzes 

Das Aktiengesetz wird wie folgt geändert: 

1. § 182 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Eine Erhöhung des Grundkapitals gegen Einla- 
gen kann nur mit einer Mehrheit beschlossen 
werden, die mehr als die Hälfte des bisherigen 
Grundkapitals umfaßt." 

2. § 186 Abs. 3 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„In diesem Fall bedarf der Beschluß neben den 
in Gesetz oder Satzung für die Kapitalerhöhung 
aufgestellten Erfordernissen einer Mehrheit, die 
mehr als die Hälfte des bisherigen Grundkapitals 
umfaßt." 

3. § 193 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Der Beschluß über die bedingte Kapitalerhöhung 
bedarf einer Mehrheit, die mehr als die Hälfte 
des bisherigen Grundkapitals umfaßt." 

4. § 202 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Der Beschluß der Hauptversammlung bedarf 
einer Mehrheit, die mehr als die Hälfte des bis- 
herigen Grundkapitals umfaßt." 


Artikel 8 

Bericht und Anpassung 

§ 1 

Die Bundesregierung hat den gesetzgebenden 
Körperschaften innerhalb von drei Jahren nach In- 
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krafttreten dieses Gesetzes über den Vollzug und 
die Auswirkung dieses Gesetzes zu berichten. 

§ 2 

Die gesetzliche Leistung nach § 7 Abs. 1 sowie die 
Begünstigungen nach §§ 10, 11 und 12 des Beteili- 
gungslohngesetzes werden im Abstand von drei Jah- 
ren, erstmals drei Jahre nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes, überprüft und durch Gesetz der Entwick- 
lung der Bruttoarbeitsentgelte angepaßt. Im Rah- 
men der Berichtspflicht gemäß § 1 hat die Bundes- 
regierung die Entwicklung der Bruttoarbeitsentgelte 
darzulegen und Vorschläge zur Anpassung nach 
Satz 1 zu machen. 


Artikel 9 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin. Rechtsverordnungen, die aufgrund die- 
ses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 10 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des auf seine 
Verkündung folgenden Monats in Kraft. 


Bonn, den 14. April 1970 


Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


A. Allgemeine Begründung 

Dem Gesetzentwurf liegen folgende Überlegungen 
zugrunde: 

In unserer auf Privateigentum an den Produktions- 
mitteln basierenden freien Marktwirtschaft ist die 
Teilhabe eines möglichst großen Bevölkerungskrei- 
ses am Produktivkapital von besonderer gesell- 
schaftspolitischer Bedeutung. Deshalb müssen auch 
die Arbeitnehmer am Ertrags- und Wertzuwachs der 
expandierenden Wirtschaft beteiligt werden. 

Die Politik der sozialen Marktwirtschaft hat — nicht 
zuletzt dank der staatlichen Sparförderungen — den 
Arbeitnehmern eine beachtliche Steigerung ihrer 
Ersparnisbildiung ermöglicht, die sich allerdings fast 
ganz in Geldvermögen, nur in verschwindend ge- 
ringem Ausmaß in Sachvermögen niedergeschlagen 
hat. 

Die bisherigen Maßnahmen zur Förderung einer 
breiten Vermögensstreuung, vor allem das Spar- 
Prämiengesetz, das Wohnungsbau-Prämiengesetz, 
das Zweite Vermögensbildungsgesetz und die Priva- 
tisierung von Bundes vermöigen, haben erstmals über 
den traditionellen Kreis der Sparer und Anleger 
hinaus weitere Schichten an die Vermögensbildung 
herangeführt. Gleichwohl ist die angestrebte aus- 
gewogene Vermögensstreuung noch nicht erreicht. 
Neue vermögenspolitische Maßnahmen müssen des- 
halb darauf abzielen, die Sparfähigkeit der Arbeit- 
nehmer durch zusätzliche vermögenswirksame Ein- 
kommiensteile zu verbessern. 

Das Ungleichgewicht in der Vermögensverteilung 
zeigt sich vor allem darin, daß die Arbeitnehmer 
nur in geringem Umfang am Produktivvermögen in 
der Wirtschaft beteiligt sind. Neue vermögenspoliti- 
sche Maßnahmen müssen deshalb mit der Erhöhung 
der Sparfähigkeit, insbesondere zugleich auf eine 
Beteiligung der Arbeitnehmer am Zuwachs des wirt- 
schaftlichen Produktivvermögeins hinwirken. Auf 
diesem Wege nimmt der Arbeitnehmer unmittelbar 
am realen Ertrags- und Wertzuwachs in der Wirt- 
schaft teil. Gleichzeitig wird dadurch die Finanz- 
struktur der Unternehmen verbeissert. 

Durch neue vermögenspolitische Maßnahmen sollen 
deshalb — * so schnell, wirksam und umfassend wie 
möglich — alle Schichten unseres Volkes am Pro- 
duktivvermögen beteiligt werden. Damit kann man 
nicht warten, bis jeder einzelne Arbeitnehmer indi- 
viduell über das erforderliche Polster liquider und 
disponibler Spargelder verfügt. Sonst besteht die 
Gefahr, daß politische Vorstellungen, die eine völ- 
lige Änderung unserer auf Privateigentum an den 
Produktionsmitteln beruhenden Wirtschaftsordnung 
anstreben, an Bedeutung gewinnen. 

Das Ziel, die Arbeitnehmer am Produktiv vermögen 
zu beteiligen, kann durch individuell zwischen dem 
Arbeitgeber und dem Arbeitnehmer oder betrieb- 


lich zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat verein- 
barte Leistungen, durch tarifliche Vereinbarungen 
oder durch gesetzliche Verpflichtungen der Arbeit- 
geber zur Abführung vermögenswirksamer Leistun- 
gen gefördert werden. In unserer freiheitlichen Ge- 
sellschafts- und Wirtschaftsordnung verdienen 
grundsätzlich autonome Vereinbarungen den Vor- 
zug vor der gesetzlichen Verpflichtung. Die bisheri- 
gen Erfahrungen mit dem Zweiten Vermögensbil- 
dungsgesetz zeigen, daß über freiwillige, insbeson- 
dere tarifvertragliche Vereinbarungen, keine konti- 
nuierliche Beteiligung der Arbeitnehmer am Ver- 
mögenszuwachs erreicht werden kann. Dies soll 
durch die vorgesehene gesetzliche Verpflichtung 
sichergestellt werden. Es ist vorgesehen, daß die 
gesetzliche Leistung durch vereinbarte insbesondere 
tarifliche Leistungen ersetzt werden kann. Um das 
zu erreichen, sind für den Arbeitgeber besondere 
Vergünstigungen vorgesehen. 

Die kraft gesetzlicher Verpflichtung abzuführende 
Leistung beträgt 20 Deutsche Mark im Monat (240 
Deutsche Mark im Jahr). Wird sie durch vereinbarte 
Leistungen ersetzt, so beläuft sich der insgesamt be- 
günstigte Betrag auf 360 Deutsche Mark jährlich. 
Beide Beträge sind von Zeit zu Zeit zu überprüfen 
und der Einkommensentwicklung anzupassen. 

Eine Politik mit dem Ziel der breiteren Vermögens- 
bildung muß der Gefahr begegnen, daß die Arbeit- 
nehmer nur nominal Vermögen bilden, der reale 
Wert ihres Vermögens aber nicht zunimmt — be- 
stenfalls gleichbleibt — und sich so an der Struktur 
der Vermögensverteilung nichts zugunsten der 
Arbeitnehmer ändert. Deshalb ist ein Zielkonflikt 
mit den Postulaten nach Vollbeschäftigung und Wirt- 
schaftswachstum auf der einen Seite und Geldwert- 
stabilität auf der anderen Seite zu vermeiden. 

Einerseits dürfen also die für Vollbeschäftigung und 
Wirtschaftswachstum erforderlichen unternehmeri- 
schen Investitionen nicht eingeschränkt werden. 

Das ist nur dann zu erwarten, wenn die Unterneh- 
mer (und der Staat) bereit sind, eine Verminderung 
ihrer bisherigen Anteile am Vermögenszuwachs hin- 
zunehmen. Eine Verringerung von Unternehmensge- 
winnen muß sich deshalb in Grenzen halten, wobei 
der Staat „behilflich" sein könnte. 

Und die Arbeitnehmer müssen den Unternehmen in 
Höhe der ausfallenden Selbstfinanzierung qualitativ 
gleichwertige Finanzierungsmittel, d. h. risikotra- 
gendes Eigenkapital, zur Verfügung stellen. 

Andererseits wird das Postulat der Geldwertstabili- 
tät tangiert, wenn die neuen vermögenswirksamen 
Leistungen Preissteigerungen hervorrufen. 

Es hängt von der jeweiligen Marktlage und kon- 
junkturellen Situation ab, inwieweit es zu Über- 
wälzungen kommt: Bei Hochkonjunktur werden 
Überwälzungen leichter möglich sein und auch erfol- 
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gen, während bei normaler Konjunktur oder gar 
Stagnation die vermögenswirksamen Leistungen 
eher zu Lasten der Gewinne gehen können. j 

Eine relativ hohe Sparquote der privaten Haushalte 
wird die Uberwälzungschancen der Unternehmer 
tendenziell vermindern. Je höher dabei jedoch der 
Zuwachs an Beteiligungskapital (Sachvermögensbil- 
dung) ist, desto günstiger wirkt sich das auf die 
Finanzstruktur der Unternehmen aus. Das wiederum 
kann die Unternehmer veranlassen — oder es ihnen 
erleichtern — , auf eine Abwälzung der Kosten der 
vermögenswirksamen Leistungen zu verzichten. 

Wenn hingegen diese neuen vermögenswirksamen 
Leistungen in Form von Spargeld (Geldvermögens- 
bildung) angelegt würden, dann 

— * würde sich die Finanzstruktur, d. h. die gesamte 
Eigenfinanzierungsquote der Unternehmen ten- 
denziell zu verschlechtern drohen; 

— würde das zwangsläufig zu neuen Verteilungs- 
kämpfen führen; 

— wären die Folge Preissteigerungen, durch die 
der nominelle Vermögenszuwachs und -ertrag 
der unselbständig Tätigen real aufgezehrt würde; 
denn der Zinsertrag wäre dann kaum höher als 
die Geldentwertung. 

Bestehende Verteilungsungerechtigkeiten würden 
sich verschärfen. 

Diesen Gefahren, nämlich wirtschaftliches Ungleich- 
gewicht und/oder Verteilungsungerechtigkeit kann 
durch die Einführung des Beteiligungslohnes wirk- 
sam begegnet werden. Darüber hinaus ist ein 
wesentlicher gesellschaftspolitischer Fortschritt zu 
erzielen: 

Die Verteilungskämpfe und der Gegensatz zwischen 
Arbeitnehmern und Kapitaleignern werden mehr 
und mehr aufgehoben; denn die Arbeitnehmer wer- 
den dann als neue Kapitaleigner am Unternehmens- 
gewinn und der wirtschaftlich notwendigen „Selbst- 
finanzierungsquote" partizipieren. Und das auch 
dann, wenn sich darin eine teilweise gelungene Ab- 
wälzung der Lasten des Beteiligungslohnes nieder- 
schlägt. Es werden also nicht nur die Verteilungs- 
chancen der Arbeitnehmer, sondern auch ihr ge- 
sellschaftliches Selbstverständnis positiv beeinflußt 
und verändert. 

Die wirtschafts- und gesellschaftspolitisch zwingen- 
den Schlußfolgerungen sind also: 

a) Neue vermögenswirksame Leistungen sind obli- 
gatorisch durch Tarifvertrag oder Gesetz festzu- 
legen. 

b) Die bisherige Sparfähigkeit, Sparwilligkeit und 
Sparleistung der Arbeitnehmer muß erhalten 
bleiben. 

c) Eine Anlage der neuen vermögenswirksamen 
Leistungen in Beteiligungswerten ist unverzicht- 
bar. 

Das Beteiligungslohn-System erweist sich somit 
zwingend als einzig realisierbarer Weg zu einer 
realen und wachsenden Beteiligung der Arbeitneh- 
mer am Produktivvermögen. 


Im theoretischen Modell mag dieses Ziel durch eine 
Ertragsbeteiligung der Arbeitnehmer auch oder 
sogar besser erreichbar erscheinen; doch fehlt einem 
solchen Idealmodell die Praktikabilität. 

Der einheitliche Beteiligungslohnsatz ist zunächst 
relativ niedrig und vorsichtig zu wählen, um sich an 
den wirtschaftlich tragbaren Satz heranzutasten. 

Darüber hinaus sind zusätzliche steuerliche Aus- 
gleichsmaßnahmen sowie besondere Kapitalbeteili- 
gungsgesellschaften für mittelständische und lohn- 
intensive Unternehmen einzuführen; aus ordnungs- 
politischen Gründen muß sichergestellt werden, daß 
gerade in diesen Unternehmensbereichen die In- 
vestitionstätigkeit nicht durch eine Einengung des 
Rentabilitäts- und Liquiditätsspielraums beeinträch- 
tigt wird. 

Damit dieses Beteiligungslohn-Konzept zu einem 
praktikablen und sofort wirksamen vermögenspoli- 
tischen Instrument werden kann und die erwähnten 
Zielkonflikte (mit den Zielen der Erhaltung von 
Wirtschaftswachstum, Vollbeschäftigung und Geld- 
wertstabilität) vermieden werden, muß der Staat 
„flankierende Maßnahmen" beisteuern; in erster 
Linie sind dabei folgende Sofortmaßnahmen vorge- 
sehen: 

a) Maßnahmen zur Herstellung einer steuerlichen 
„Chancengleichheit" für die Eigenfinanzierung, 
die bisher gegenüber der Fremdfinanzierung 
„diskriminiert" wird. 

b) Maßnahmen, um das Angebot an Beteiligungs- 
werten entscheidend zu erhöhen. 

c) Begünstigung des Arbeitnehmer-Beteiligungs- 
lohns durch staatliche Vermögensbildungszulage 
(anstelle einer Steuer- und Sozialabgaben-Be- 
freiung). 

Diese Begünstigungen müssen — zumal bei wach- 
sendem Bedarf an staatlichen Infrastrukturinvesti- 
tionen — konsequenterweise zu einer Veränderung 
der staatlichen Finanzierungsgewohnheiten führen. 
Deshalb muß der Staat bereit sein, auf eine Er- 
höhung der Steuerlastquote zu verzichten und die 
staatliche Selbstfinanzierung aus Steuermitteln ein- 
zuschränken, d. h. sich stärker zugunsten der pri- 
vaten Vermögensbildung zu verschulden. 

Finanzielle Auswirkungen 

Da die gesetzliche vermögenswirksame Leistung 
nach diesem Gesetz 240 Deutsche Mark je Arbeit- 
nehmer im Kalenderjahr beträgt, ist je Arbeitneh- 
mer mit einer geringeren Belastung zu rechnen als 
in dem von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurf eines Dritten Vermögensbildungsgesetzes 
(Bundestagsdrucksache VI/601), das einen Begünsti- 
gungsrahmen von 624 bzw. 936 Deutsche Mark je 
Arbeitnehmer vorsieht. 

Auch die Aufwendungen für die gesetzlichen Ver- 
günstigungen je Arbeitnehmer und für die mittel- 
ständischen Unternehmen gehen nicht über den von 
der Bundesregierung eingebrachten Entwurf hinaus. 

Mehraufwendungen sind lediglich für die gesell- 
schaftspolitisch sehr bedeutsame Einbeziehung der 
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geringer verdienenden Selbständigen (etwa 100 Mil- 
lionen DM) und für die steuerlichen Anreize zum 
Abschluß von Tarifverträgen, Betriebsvereinbarun- 
gen und Einzelverträgen mit höheren als den gesetz- 
lichen vermögenswirksamen Leistungen zu erwar- 
ten (etwa 80 Millionen DM). 

Sofern bei diesem Gesetzentwurf dennoch mit 
wesentlich höheren Gesamtbelastungen als im Re- 
gierungsentwurf (Bundestagsdrucksache VI/ 601 ) zu 
rechnen ist, so dürfte das darauf zurückzuführen sein, 
daß die Bundesregierung unterstellt, daß das 
Dritte Vermögensbildungsgesetz nur von einer ge- 
ringen Zahl von Arbeitnehmern in Anspruch ge- 
nommen werden kann. Demgegenüber erhalten nach 
dem Entwurf eines Beteiligungslohngesetzes aus- 
nahmslos alle unselbständig Beschäftigten ver- 
mögenswirksame Leistungen. 


B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 
Beteiligungslohn 

Zu § 1 und § 2 

Der Beteiligungslohn wird allen unselbständig Be- 
schäftigten einschließlich den im öffentlichen Dienst 
Beschäftigten gewährt. Die in Heimarbeit Beschäf- 
tigten sind — wie im Zweiten Vermögensbildungs- 
gesetz — gleichgestellt. 

Zu § 3 

Die Anlage des Beteiligungslohnes ist grundsätzlich 
auf Beteiligungswerte beschränkt, um dem Ziel des 
Gesetzentwurfs gerecht zu werden. Innerhalb dieses 
Rahmens ist der Katalog möglicher Beteiligungs- 
formen so weit wie vertretbar gefaßt worden, ins- 
besondere sind auch (direkte oder indirekte) Betei- 
ligungen an mittelständischen Unternehmen vor- 
gesehen. 

Der Entwurf bezieht Vermögenswerte aus dem 
EWG-Raum in den Anlagekatalog ein. Dagegen ist 
eine unmittelbare Anlage in ausländischen Werten, 
die nicht zum EWG-Raum gehören, vom Gesetzent- 
wurf nicht vorgesehen. In § 3 Buchstabe b ist hiervon 
jedoch eine Ausnahme gemacht für Arbeitnehmer, 
die Anteile an einem ausländischen Unternehmen 
erwerben wollen, das zum gleichen Konzern gehört 
wie die Firma, bei der sie beschäftigt sind. 

Bei Investmentfonds ist der Anteil der Nichtbeteili- 
gungswerte im Interesse des Grundgedankens des 
Entwurfs auf höchstens 40 °/o der Fondsmasse be- 
schränkt. Die Beteiligungswerte von Investment- 
fonds können in einem bestimmten Umfang auch in 
Auslandswerten bestehen, die nicht zum EWG-Raum 
gehören. 

Während der Entwurf grundsätzlich nur die Anlage 
in verbrieften Beteiligungswerten vorsieht, ist in 


§ 3 Buchstabe e Belegschaftsangehörigen auch die 
Beteiligung in nichtverbrieften Beteiligungswerten, 
etwa Anteilen an einer GmbH, eröffnet. Im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens wird auch zu 
prüfen sein, ob fondsgebundene Lebensversicherun- 
gen in den Anlagekatalog aufgenommen werden 
können. 


Zu § 4 

Wie im Zweiten Vermögensbildungsgesetz ist die 
vermögenswirksame Anlage auch zugunsten be- 
stimmter Familienangehöriger möglich. 


Zu § 5 

Dem Arbeitnehmer stehen die Wahl und der Wech- 
sel der Anlageform und des Kreditinstituts jeder- 
zeit frei. 


Zu § 6 

Die vermögenswirksamen Leistungen unterliegen 
jeweils einer Sperrfrist von mindestens sechs Jahren 
bis zu höchstens sieben Jahren. Beispielsweise wer- 
den vermögenswirksame Leistungen vom 1. Januar 
bis 31. Dezember 1971 insgesamt erst mit Ablauf des 
Jahres 1977, d. h. praktisch am 1. Januar 1978, frei; 
die vermögenswirksamen Leistungen im Jahre 1972 
werden dann zum 1. Januar 1979 frei usw. Verfügun- 
gen während der Sperrfrist, die nicht lediglich dem 
Wechsel der Anlageform dienen, sind rechtsunwirk- 
sam. 


Zu § 7 und § 8 

Der Beteiligungslohn beträgt für vollbeschäftigte 
Arbeitnehmer mindestens 20 DM im Monat. Der 
Gesetzentwurf geht davon aus, daß die vermögens- 
wirksame Leistung durch Tarifvertrag, Betriebs- 
vereinbarung oder Einzelvertrag zwischen Arbeit- 
geber und Arbeitnehmern vereinbart wird (§ 8). Da- 
bei können derartige Verträge auch eine höhere 
Leistung als 20 DM im Monat vorsehen. Wo Ver- 
träge fehlen, hat der Arbeitnehmer einen unmittel- 
baren gesetzlichen Anspruch auf den Beteiligungs- 
lohn (§ 7). 

Für befristete Arbeitsverhältnisse von höchstens 
sechs Wochen Dauer sieht der Gesetzentwurf — ähn- 
lich wie das Lohnfortzahlungsgesetz — eine Aus- 
nahme vor. 


Zu § 9 

Auf vermögenswirksame Leistungen finden die all- 
gemeinen Regeln des Arbeitsrechts Anwendung. 
Mit der Vorschrift ist auch klargestellt, daß für ver- 
mögenswirksame Leistungen Lohnsteuern und So- 
zialversicherungsbeiträge zu zahlen sind. 

Um das Ziel des Gesetzentwurfs, eine breite Ver- 
mögensbildung nicht zu gefährden, kann der An- 
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Spruch auf die vermögenswirksame Leistung nicht 
abgetreten werden. Er ist damit auch nicht pfändbar. 
Derselbe Gedanke liegt § 9 Abs. 2 des Gesetz- 
entwurfs zugrunde, der § 3 Abs. 3 des Zweiten Ver- 
mögensbildungsgesetzes nachgebildet ist. 

Zu § 10 

In Höhe von 30 vom Hundert der vermögenswirk- 
isamen Leistung (höchstens von 360 DM im Kalender- 
jahr) wird dem Arbeitnehmer eine Vermögens- 
bildungszulage gewährt. Der Gesetzentwurf geht 
damit von dem Gedanken ab, die Vermögens- 
bildung durch Steuer- und Abgabebefreiung der ver- 
mögenswirksamen Leistung zu fördern. Er nimmt 
mit dem Zulagesystem einen Vorschlag auf, den die 
vorige Bundesregierung in den „4 Modellen zur 
Vermögensbildung" entwickelt hat. Das Zulage- 
system ist gerechter und vermeidet immer noch 
bestehende sozialversicherungsrechtliche Nachteile. 
Die Vermögensbildungszulage selbst ist Steuer- und 
abgabenfrei. Sie kann nach Wahl des Arbeitnehmers 
wie der Beteiligungslohn angelegt werden. 

Zu § 11 

Absatz 1 

Wie im Zweiten Vermögensbildungsgesetz erhalten 
Arbeitgeber mit bis zu 50 Arbeitnehmern eine zu- 
sätzliche Steuervergünstigung in Höhe von 30 vom 
Hundert der gesamten ihren Arbeitnehmern er- 
brachten vermögenswirksamen Leistungen (höch- 
stens 30 vom Hundert von 360 DM je Arbeitnehmer 
und Kalenderjahr), jedoch nicht mehr als insgesamt 
3000 DM im Jahr. 

Absatz 2 

Die Vorschrift schafft einen Anreiz zur Gewährung 
von vermögenswirksamen Leistungen, die über 20 
DM im Monat hinausgehen: Arbeitgeber mit mehr 
als 50 Beschäftigten erhalten eine zusätzliche 
Steuervergünstigung in Höhe von 10 vom Hundert 
des die gesetzliche Leistung bis zu höchstens 120 DM 
übersteigenden Betrages. 

Zu § 12 

Selbständige bis zu einem Jahreseinkommen von 
36 000 DM werden in diesem Gesetzentwurf erstmals 
in die Förderung der Vermögensbildung einbezogen 
und erhalten dieselben Vergünstigungen wie Arbeit- 
nehmer, wobei in diesem Fall auch die Anlage im 
eigenen Betrieb zulässig ist. 

Zu § 13 

Die Steuerfreiheit der auf den Zeitraum der Sperr- 
frist entfallenden Erträge aus vermögenswirksamen 
Leistungen ist insbesonderre auch aus steuertech- 
nischen Gründen vorgesehen, weil sonst bei mehr 
als 22 Millionen Konten zunächst Kapitalertrag- 
steuer einbehalten und dann überwiegend — im 
Wege der Einkommensteuerveranlagung — wegen 


der Steuerfreigrenzen wieder erstattet werden 
müßte. 

Zu § 14 

Für vermögenswirksame Leistungen nach diesem 
Gesetz können zusätzlich auch die Vergünstigungen 
des Spar-Prämiengesetzes in Anspruch genommen 
werden. Das gleiche ist bisher schon nach dem Zwei- 
ten Vermögensbildungsgesetz der Fall. Bei einer 
Reform der Prämiengesetze wird zu prüfen sein, in 
welchem Umfang diese Doppelförderung beibehal- 
ten werden soll. 

§ 14 Abs. 2 stellt klar, daß dieselbe Leistung nicht 
gleichzeitig nach diesem Gesetz und nach dem Zwei- 
ten Vermögensbildungsgesetz gefördert wird. 

Zu § 15 

Die Vorschrift enthält Ermächtigungen für Rechts- 
verordnungen. 

Zu Artikel 2 

Änderung des Zweiten Vermögensbildungsgesetzes 

Das System der Vermögensbildungszulage wird 

— anstelle der bisherigen Befreiung von Steuern 
und Sozialabgaben — auch auf das Zweite Ver- 
mögensbildungsgesetz ausgedehnt, das im übrigen 
bestehen bleibt. 

Zu Artikel 3 

Änderung des Spar-Prämiengesetzes 

und 

Zu Artikel 4 

Änderung des Wohnungsbau-Prämiengesetzes 

Die Vorschriften werden wegen des Übergangs auf 
das System der Vermögensbildungszulage redak- 
tionell angepaßt. Im übrigen wird klargestellt, daß 

— wie bei vermögenswirksamen Leistungen nach 
dem Zweiten Vermögensbildungsgesetz — auch die 
Spar-Prämien für die vermögenswirksamen Leistun- 
gen nach diesem Gesetz nicht auf die Prämien- 
höchstbeträge des Spar-Prämiengesetzes oder Woh- 
nungsbau-Prämiengesetzes angerechnet werden und 
daß die Inanspruchnahme von Spar-Prämien für 
vermögenswirksame Leistungen nach diesem Ge- 
setz die Inanspruchnahme von Wohnungsbauprä- 
mien für andere Sparleistungen nicht ausschließt. 
Im übrigen gilt auch hier das zu Artikel 1 § 14 
Gesagte. 

Zu Artikel 5 

Maßnahmen zur Verbreiterung des Angebots 
an Beteiligungswerten 

Wenn der Gesetzentwurf seinen Zweck erreichen 
soll, muß ein ausreichendes Angebot an Beteili- 
gungswerten zur Verfügung stehen. Anderenfalls 


11 



Drucksache VI/616 


Deutscher Bunde stag — 6. Wahlperiode 


würden die durch dieses Gesetz aufzubringenden 
Gelder die Aktienkurse in die Höhe treiben und zu 
einem zusätzlichen Vermögenszuwachs der bis- 
herigen Eigentümer führen. Der Gesetzentwurf 
sieht daher ein Bündel wirksamer Maßnahmen vor, 
die eine Verbreiterung des Angebots an Beteili- 
gungswerten bewirken werden. Diese Maßnahmen 
sind ein wesentlicher Bestandteil des Gesetzent- 
wurfs. Sie haben letztlich das Ziel, daß die Unter- 
nehmen in stärkerem Maße als bisher von der 
Fremdfinanzierung zur Finanzierung mit Eigenkapi- 
tal übergehen. 

Im einzelnen ist vorgesehen: 

Zu § 1 

Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 

Die Finanzierung mit Eigenkapital ist heute für die 
Unternehmen in der Regel „teurer" als die Fremd- 
finanzierung. Die Vorschrift will daher die Finan- 
zierung mit Eigenkapital „verbilligen". 

Die Dividenden auf Neuemissionen von Aktien 
können wie Fremdkapitalzinsen steuerlich vom Ge- 
winn abgezogen werden, sofern diese jungen Ak- 
tien von Investmentfonds im Sinne des Beteiligungs- 
lohngesetzes oder von natürlichen Personen ge- 
zeichnet werden, die sie nach dem Beteiligungslohn- 
gesetz anlegen. 

Da diese zielgerichtete und begrenzte Aufhebung 
der „steuerlichen Diskriminierung" des Beteili- 
gungssparens im Rahmen der Steuerreform ohne- 
hin einer umfassenden Regelung bedarf, gilt diese 
Vorschrift nur bis zum Inkrafttreten der Steuerre- 
form. Andererseits kann jedoch auf diese das Be- 
teiligungslohn-Konzept stützende Maßnahme nicht 
bis zum Inkrafttreten der Steuerreform gewartet 
werden. 

Zu § 2 

Änderung des Kapitalverkehrsteuergesetzes 

Unter den gleichen Bedingungen wie bei § 1 wird 
die Gesellschaftsteuer auf Grundkapitalerhöhun- 
gen auf den Satz von 1 vom Hundert gesenkt, um 
Neuemissionen von Aktien zu erleichtern. Dieser 
Satz entspricht auch den EWG-Empfehlungen. 

Zu §3 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Durch eine Ergänzung des § 6 b des Einkommen- 
steuergesetzes werden steuerliche Anreize für die 
breite Streuung bisher „eingefrorener" Beteiligungs- 
werte und zur steuerneutralen Verwendung von 
Veräußerungsgewinnen in zukunftsorientierten 
Wachstumsinvestionen vorgesehen. 

Hinsichtlich der Veräußerung von Anteilen an Ka- 
pitalgesellschaften soll dies nur für bereits am 
31. Dezember 1969 vorhandene Bestände gelten. 

Die Erweiterung des Anlagekatalogs für die steuer- 
neutralen Ersatzinvestitionen hat insbesondere für 


Banken und andere Kapitalsammelstellen Bedeu- 
tung. Darüber hinaus begünstigt diese Vorschrift 
erstmals in gezielter und umfassender Weise Zu- 
kunftsanlagen in bisher nicht hinreichend berück- 
sichtigten Bereichen der sozialen und Infrastruktur- 
Investitionen; sie zeigt damit einen ersten entschei- 
denden Weg für die Lösung von Aufgaben in einer 
modernen Fortentwicklung der Politik der sozialen 
Marktwirtschaft auf. 


Zu Artikel 6 

Änderung des Gesetzes über steuerrechtliche Maß- 
nahmen bei Erhöhung des Nennkapitals aus Gesell- 
schaftsmitteln und bei Überlassung von eigenen 
Aktien an Arbeitnehmer 

Das genannte Gesetz sieht in seiner bisherigen 
Fassung (§ 8) vor, daß dann, wenn eine Aktien- 
gesellschaft oder eine Kommanditgesellschaft auf 
Aktien ihren Arbeitnehmern eigene Aktien zum 
Vorzugskurs überläßt, der Kursvorteil unter be- 
stimmten Einschränkungen nicht zu den Einkünften 
aus nichtselbständiger Arbeit gerechnet wird, mit 
der Folge, daß er lohnsteuerfrei und sozialversiche- 
rungsbeitragsfrei bleibt. 

Die vorliegende Neufassung ändert nichts an den 
Bedingungen der Steuer- und Abgabenfreiheit. Sie 
bezweckt dagegen, den Kreis der begünstigungsfä- 
higen Arbeitnehmer auszudehnen. Nach der bishe- 
rigen Regelung (unter Einbeziehung der Verwal- 
tungspraxis der Länder) können in den Genuß der 
Steuerfreiheit und Sozialversicherungsabgabenfrei- 
heit nur Arbeitnehmer derjenigen Aktiengesell- 
schaften und Kommanditgesellschaften auf Aktien 
kommen, die eigene Aktien ausgeben, sowie die 
Arbeitnehmer von 100%igen Tochtergesellschaften 
dieser Gesellschaften, die ebenfalls in der Form von 
Aktiengesellschaften oder Kommanditgesellschaften 
auf Aktien betrieben werden und im Organschafts- 
verhältnis zu der ausgebenden Gesellschaft stehen. 

Die vorliegende Neufassung gibt die Möglich- 
keit, daß jeder Arbeitgeber nicht nur eigene Ak- 
tien sondern auch fremde Aktien an seine Arbeit- 
nehmer ausgibt. Außerdem ist die Regelung nicht 
nur auf Aktien beschränkt, sondern auf alle Betei- 
ligungswerte im Sinne des Beteiligungslohngeset- 
zes. 

Diese Regelung beseitigt nicht nur die Ungleichbe- 
handlung von Arbeitnehmern innerhalb eines Kon- 
zerns mit einer zur Ausgabe von Belegschaftsaktien 
geeigneten Aktiengesellschaft als Konzernspitze, 
sondern gibt auch Firmen aller Rechtsformen die 
Möglichkeit, Aktien, Kuxe, Wandel- und Gewinn- 
schuldverschreibungen dritter Gesellschaften sowie 
Investment- und Immobilienzertifikate ihren Arbeit- 
nehmern zum Zwecke der Vermögensbildung zu 
Vorzugskursen anzubieten. 

Durch den dem Beteiligungslohngesetz entsprechen- 
den Katalog der begünstigten Wertpapiere wird 
eine enge Verzahnung beider Begünstigungsmög- 
lichkeiten für den Arbeitnehmer — wie bisher schon 
nach dem Zweiten Vermögensbildungsgesetz — an- 
gestrebt und gewährleistet. 
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Zu Artikel 7 

Änderung des Aktiengesetzes 

Um Neuemissionen von Aktien zu erleichtern, wird 
die gesetzliche Mehrheit für Beschlüsse der Haupt- 
versammlung über Erhöhungen des Grundkapitals 
und den Ausschluß des Bezugsrechts gesenkt. Wäh- 
rend nach geltendem Recht für derartige Beschlüsse 
mindestens eine Mehrheit von des vertretenen 
Kapitals erforderlich ist, soll in Zukunft mehr als die 
Hälfte der Stimmen des vorhandenen Grundkapitals 
ausreichen. Da somit Kapitalerhöhungen und der 
Ausschluß des Bezugsrechts gegen den Willen der 
Mehrheit der Eigentümer nicht möglich sind, begeg- 
net die Vorschrift keinen verfassungsrechtlichen Be- 
denken. Im übrigen soll die Möglichkeit bestehen 
bleiben, in der Satzung höhere Mehrheiten festzu- 
legen. Damit führt diese Vorschrift für Aktiengesell- 
schaften, die die Möglichkeiten dieses Gesetzes nicht 
nutzen wollen, zu keinen Beeinträchtigungen. Hin- 
gegen bedeutet diese Vorschrift für Aktiengesell- 
schaften, die die Vorteile dieses Gesetzes in An- 
spruch nehmen wollen, erhebliche Erleichterungen. 


Zu Artikel 8 
Bericht und Anpassung 

Über Vollzug und Auswirkungen des Gesetzes, mit 
dem Neuland betreten wird, hat die Bundesregie- 
rung den gesetzgebenden Körperschaften innerhalb 
von drei Jahren zu berichten. Die Berichtspflicht um- 
faßt insbesondere auch die Maßnahmen zur Erwei- 
terung des Angebots an Beteiligungswerten nach 
Artikeln 5, 6 und 7 des Gesetzentwurfs. 

Vorgesehen ist ferner eine Anpassung der in dem 
Gesetzentwurf genannten Beträge in 3jährigem Tur- 
nus. Auch darauf erstreckt sich die Berichtspflicht 
der Bundesregierung. 

Zu Artikel 9 

Der Artikel enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 10 

Der Artikel regelt das Inkrafttreten. 
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